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A n fra g e b e a n t w 0 r tun 6 

In Beantwortung einer Anfrage der Abg. F r e u n ,d und Ge­
nossen an den Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Be­
triebe, bet~effend Schaffung eines selbständigen .~irtschaftskörpers 
"ÖsterreichischeBundesbahnen ff , teilt Bundesminister Dipl.-Ing. 
Wal d b run n erfolgendes mit: 

I. Grundsätzliche Stellungnahme zur Frage der :errichtung eine$ 
selbständigen Wirtschaftskörpers "österreichische Bundesbahnen H• 

Ich habe in den vergangenen Jahren meine positive EinstellUng 
zur Frage der Verselbständigung der österreichischen iBundesbahnen 

I 

durch Errichtung einesWirtschaftsk~rpers niemals verhehlt. Hieb-ei 
habe ich allerdings auch niemals verschwiegen, daß man dieses 
Problem keineswegs durch ein bloßes Zurückgreifen auf das Bundes­
bahngesetz von 1923 lösen könne. Seit der Erlassung dieses Gesetzes 
sind immerhin 32 Jahre vergangen, in denen die allgemeine Entwick­
lung auch vor den Problemen derösterreichischen Bundesbahnen nicht 
haltgemacht hat •. 

In der letzten Zeit ist nun das Problem der Errichtung eines 
selbständigen Wirtschaftskörpers "österreichische BundesbahnenIl 
vom Bundesministerium für Verkehr und verstaatlichte Betriebe sehr 
genau und eingehend untersucht worden, um hierüber eine neuerliche 
Diskussion auf einer realen, den derzeitigen Verhältnissen entspre­
chenden Grundlage durchführen zu kijnnen. Hiebei ist insbesondere 
auch die Gesamtentwißklung der europäischen Bahnen, vor a.llem hin­
sichtlich der wirtschaftlichen Autonomie, in die Untersuchung ein­
bezogen worden. Nun hat gerade diese Untersuchung gezeigt, daß 
allen modernen Eisenbahnverwaltungen die Tendenz gemeinsam ist, das 
rein privatwirtschaftliche Prinzip, wie es z.B. noch im Bundesbahn­
gesetz 1923 zum Ausdruck kommt, aufzugeben und die beiden Forde­
rungen nach Wahrung des Allgemeininteresses einerseits und nach An­
wendung kaufmännischer Grundsätze In der Geschäftsführung anderer­
seits gleichberechtigt in den Vordergrund zu stellen. Das derzeit 
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geltende schweizerische Bundesbahngesetz von 1944 scnwächt die 
privatwirtschaftlichen Gesichtspunkte insoferne noch mehr ab, als 
es für die Gebar.ung der Bundesbahnen nicht mehr "kaq.fmännische", 
sondern "gesunde betriebswirtschaftliche" Grundsätze für maßgebend 
erklärt. 

Daß in ganz Europa die Tendenz von der privatwirtschaftlieh zur 
gemeinwirtschaftlieh geführten Staatsbahnverwaltu.Q,g geht, ist 
keineswegs überraschend~ In der modernenVerkelil'swirtschaft hat sich 
das Problem "Eisenbahn':"' staat" zu dem problem "Verkehrsmittel -
Staat tt ausgeweitet. Durch den UJ'ettbewerb zwischen den Verkehrs .... 
mitteln, vor allem zwischen der Eisenbahn und dem Kraftwagen, wird 
der $taat zU,einer umfassenden. Verkehrspolitik gezwungen. In alle!: 
Ländern, in denen sich jen~Vie16eitigkeit und Reichhaltigkeit der 
Verkehrsmittel durchgesetzt hat, wie sie heute von Natur und Tech­
nix ermöglicht werden, muß der staat das im Verkehrswesen angelegte 
Volksvermögen sichern und daher auch in die gesamte Verltehrswirt­
schaft ordnend eingreifen. Solche ordnende Eingriffe werden um so 
nötiger sein, je mehr durch. Aufwendungen aus öffentlicher Hand flir 
die Ausgestaltung des Verkehrs, sei es bei den Eisenbahnen, den. 
straßeh,oden schiffbaren FIUssen oder den Flugplätzen, gesorgt 
werden muß. 

Diese überall feststellbare Entwicldung spricht naturgemä.ß 
nicht dafür, die Betriebsvsrwal tung einer Staatsbahn vollkommen -. 
freizustellen oder dieses System dort, wo es derzeit noch bestehen· 
sollte, beizubehalten. Es wäre im Gegenteil geradezu verhängnis­
voll, wollte man auf einem Gebiet, das so wie· der öffentliche Ver­
ke'hr für alle Bereiche des Staates und der Volkswirtschaft VDn 
größter Bedeutung ist, das freie Spiel der Kräfte ungehindert 
walten lassen. 

Die Entwicklung hatizn übrigen auch dazu geführt, daß Länder, 
die ihre Staatsbahnverwaltungen früher mit eigener Rechtspersön­
lichkeit ausgestattet hatten, von dieser Form abgegangen sind. 
Dies gilt z.B. für die D~utscheBundesbahn. Nur in jenen Ländern, 
deren Eisenbahnunternehmungen in der Rechtsform einer Aktienge­
sellschaft errichtet wurden und wo der Staat nur mit einem Anteil 
am Gesellschaftsvermögen beteiligt ist (z.B. F.rankreich und Belgien), 
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blieb den Unternehmungen die Rechtspersönlichkeit erhalten. Die 
Staatsbahnen SkandinaviEms und Italiens werden überhaupt als 
reine Staatsbahnen geführt. 

Wie immer aber auch die Formen der äußeren Organisation der 
Staatsbahnunternehmungen sein mögen, überall gilt für sie die 
Pflicht, ihre Geschäftsführung nach den beiden Aufgaben einzurich­
ten, die den Eisenbahnen gestellt sind, nämlich der Allgemeinheit 
zu dienen und die Eigenwirtschaftlichkeit anzustreben und zu 
wahren. Wenn daher in Österreich die durch da,e :.Be b,ö rd e nU.b erle i tungs·· 
gesetz vorbehal tane Errichtung eines selbständigen '1Jirtschafts'" 
l~örpers durch ein Bundesbahngesetz realisiert werden soll, dann 
wird man in diesem_ Gesetz wohl der geschilderten allgemeinen Ent­
wicklung Rechnung tragen müssen. .Ähnlich wie in der Schweiz wäre 
zweckmäßiger an Stelle der Formulierung "kaufmännische Grundsätze tl 

der Ausdruck "gesunde betriebswirtschaftliche Grunds~tze" für die 
GeschäftslBührun~ zu verwenden. Mit dieser Formulierung wird man der 
Bedeutung der '~rechselbeziehungen und der Vereinbarkei t der beiden 
Zielsetzungen in der Geschäftsführung gerecht. Der neue Begriff 
deckt die in Wirk~ichkeit realisierbaren Ziele. Durch ihn wird Zum 
Ausdruck gebracht, daß die Österreichischen Bundesbahnen nicht in 
der Erzielung eines Gewinnes ihre Hauptaufgabe zu sehen, und daß 
sie die Einnahmen nicht bloß durch Tariferhöhungen, sondern durch 
erhöhte Betriebsleistungen und Pflege des Verkehrs im einzelnen 
zu vermehren hätten. Ebenso soll die Ausgabenseite nicht im Sinne 
engherziger Sparsaml:ei t, wohl aber unter dem Gesichtspunkt er­
höhter Wirtschaftlichkeit behandelt werden. 

11. Voraussetzun~n, die vor Er'richtung, eines selbst3ndi~en_:JTirt,:: 

schaftskörpers "österreichische Bundesbahnen " ,zu erfüllen wäE_en '!.. 

Die in Abschnitt r·dargelegten grundsätzlichen Erwägungen 
führen zur Überzeugung, daß es nicht zweckmäßig wäre, den Öster­
reichischen Bundesbahnen wieder das gleiche Maß an Selbständig­
keit zu geben" wie es das Bundesbahngel?etz von 1923 vorsah. Ein 
neues modernes Bunde.sbahngesetz wird eipe solide Grundlage für die 
Lebensfähigkeit eines TYirtschaftskörpers darstellen mUssen, wenn 
die Errichtung eines solchen Körpers einen Sinn haben soll. Es 
wird daher mindestens die folgenden Forderungen zu berücksichtigen 
haben: 
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1. Ausstattung der Unternehmung ~it eine~ ausrei?hende~.9runq~ 
kaEital. 

Der Wirtschaftskörper "Österreichische Bundesbahnen" soll mit 
einem Grundkapital ausgestattet werden. Man muß hiebei von dor 
Überlegung ausgehen, daß eine gesunde lVirtschaftsführung der Unt(:r­

nehmung nur gesichert werden kann, wenn ihr durch eine,Finanzic:­
rupg aus Bundesmitteln geholfen wird. und sie nicht allein auf 
eine Finanzierung mit fest verzinslichem Fremdkapital angewiesen 
ist. Dieses Grundkapital sollte nicht zu gering bemessen sein. Maß­
gebend für die Höhe des Grundkapitals müssen die gegenwt1rtige Er­
tragsmöglichkeit der österreichisch€n Bundesbahnen und eine Ab­
schätzung der ,möglichen künftigen Gestaltung der ~~!irtschaftslage 
sein. Jedenfalls sollten der Unternehmung Geldmittel des Bundes 
zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung·(Bundesbahnvermögen) in 
solcher Höhe gegeben werden, daß sie den Betrieb in ersprießlicher 
Weise fortführen kann und die Zahlung der Gehälter und Löhne sowie 
der. Ruhe- und Versorgungsgenüsse gewährleistet ist. Die notwendige 
Höhe des Grundkapitals, die diesen Forderungen entspricht, wird 

. auf 2 Milliarden Schilling geschätzt. 

2. Gewährung eines Lastenausgleiches z insbesondere eines Tari,:f­
~usgleiches durch den Bund. 

Die. den Eisenbahnen auferlegten Betriebs-; Beförderungs- und 
Tarifpflichten hatten ihren eigentlichen Sinn nur in der Zeit des 
Verkehrsmonopols der Bahnen. Sie sollten die Benützer der Bahn 
vor willkürlicher Behandlung durch die Monopolbetriebe der Eiser:­
bahnen schützen. Diese Pflichten sind aber auch nach der umwälzen­
den Umgestaltung der wettbewerbsverhältnisse, bei der die Bahnen 
die Vorteile eines Verkehrsmonopols verloren haben, als Belastung 
der Eisenbahnen verbli€ben. 

Die bedeutsamste Einwirkung des Staates auf die '~Tirtschafts­
führung der Eisenbahnen liegt auf dem Gebiete der Tarifgest~ltung. 
Eine solche Einflußnahme besteht angesichts ihrer wirtschaftlichen 
Bedeutung in allen staaten, sei es durch ein gesetzlich festge­
legtes Recht der Regierung, Änderungen der Tarife zu verlangen. 

Im Personen- wie im Güterverkehr gilt es bisher in den euro-
.. 

päischen Eisenbahnländern als eine Selbstverst[öi,ndlichkei t, dj.e 
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Eisenbahnen einelllTarifzwang zu unterwerfen. Die Bahnen müssen die 
Tarife veröffentlichen und gleichmäßi8 auf alle ihre V'erkehrskundcn 
anwenden.. Sie müssen ermäßigte Tarife aller Art gewähren. Die 
EisE'nbahnen erbringen im großen Umfange unrentable Transporte durch 
die ihnen auferlegte Verpflichtuag zu unter den Selbstkosten lie~ 
genden Soz~altarifen im Personenverkehr und zu Subventionstarifen 
im Güterverkehr. Die hieraus entstehenden Lasten sind sehr erheb­
lich. Auf Grund des Tarifzwanges und der volkswirtschaftlichen 
Tarifbindungen. kommt in der 'Nirtschaftsführung der Eisenbahnen der 
Grundsatz der freienPreisbildung nicht zum Zuge. 

Zu diesen Lasten, die durch die Gewährung von Sozial- und Sub ... 
ventionstarifen ent~hen, ko~men jene Belastungen, die sich aus den 
zufolge staatlicher Einwirkungen unterbliebenen Tariferhöhungen er­
geben. 

Um daher die Basis für eine gesunde, finanziell wirtschaftliche 
Entwicklung der Bundesbahnen zu SChaffen. muß verlangt werden, daß 
der Bund insoweit eine Vergütung (Tarifstützung, Tarifausgleich) 
leistet, als die auferlegten Tarife eu niedrig sind, um jene Ein­
nahmen zu erzielen, welche die Herstellung des wirtschaftlichen 
Gleichgewichtes der Unternehmung ermöglichen. Eine Vergütung der 
Einnahmeausfälle ist vom Bund auch zu leisten, wenn den österrei­
chiachen Bundesbahnen weiterhin die Durchführung oder Unterlassung 
von tariflichen Maßnahmen auferlegt we:+>den sollte, die nach der 
finanziellen Leistungsfähigkeit des Unternehmens nicht tragbar 
erscheinen. 

Eine gewisse Analogie zu diesen Forderungen kann in dendiver­
sen Preisstützungen durch den Bund auf dem Sektor der Landwirt­
schaft (PreisausgleiChe für Brotgetreide, MilCh, Fqtter- und Dünge­
mittel) erblickt werden. 

Wie stark untervalorisiert die Tarife derzeit sind, ergibt sich 
aus folgender Gegenüberstellung: Im Vergleich zum Jahre 1938 be­
trägt der Index' der Personentarife 289, der Index der Ieegel tarife im 
Güterverkehr 44,3, während der Großhandel,sindex }\ach Mitteilungen des 
Österreichischen Institutes für W1rtschaftsorschung im Jänner 1955 

bei 844, der Lebenshaltungsgesamt1ndex bei 697 lag. 
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In welchem Umfange von den Österreichischen Bundesbahnen Ent­
schädigungsansprüche an den Bund aus dem Titel der Tarifpflicht . , ' 

zu stellen wären,. wird daVOn abhängen; welche sons.tigen ~aßnahmen 
zum Ausgleich des '~Tettbewerbes zwischen, Schiene u~d Straße ge­
troffen werden. 

3. Lösung des Problems der unrentablen Nebenstrecken, 
; 

Im Falle der Schaffung einer neuen Eisenbahnverfassung in 
Österreich darf auch an dem Problem der Nebenbahnen nicht vorüber­
gegangen werden. 

Die Betriebspflicht zwingt die Eisenbahn, den Betrieb auch auf 
Lvebenstrecken ohne Rücksicht auf die Wirts'chaftlichkei t mit einem 
bestimmten Mindestverkehr aufrecht,zu.erhalton. Die Bahnen dürfen 
unrentable Strecken von sich aus selbst <;lann nicht einstellen, wenn 
eine zureichende Leistungsbeanspruchung nicht mehr zu erwarten ist 

und wenn bei hohen laufenden Kosten nur minimale Einnahmen zu ver­
zeichnen sind. 

Bei der Beurteilung der 1,1I!irtschaftlichkei t unrentabler Strecke::) 

ist ,zu berücksl9:tttigeri,d!:iß,d,,iE3.0f;3terreichischen.l3undcsbahnen die , , . 

Möglichkeit des inneren Ausgleichs zwischen den einnahmegünstigen 

und einnah,me.ungünstigen Str~cl\en nicJ:lt . ,mehr besj, t~en~. D:i:,os ,war. der 
,. ! . -. - > •• _~ , - .:' • ' :"" • " '. <. ,". ,< '. . • . '"' . ,." " ." .., 

Fall"als, die Bahnen noch ein .Mono,pol .hattenund, die durchs,chni tt~ 
lichen F;acb,tsätze so, ansetzen ,konnten,daßgenügendUborsc'hußyqr-

, .~ '. '" : - . . " ;, "" " . ... '," .' 

h~nde;rl::.war, um die, Ausg/iben der ertragsarmen Str~qkenzu;decke,n. 
Andere:t;'se,i.ts zwingen heute vielfach auch die Straßenverkehrsver-

-.) " ,'. .'" . 

hältnisse im Verkehrsgebiet ertragsarmer Nebenstrecken die Bahn, 
von der 'stillegung od~r Änderung d~r·Betriebs~else~bzusehe>n. 
., , '. . . 

Di'eBahrimuß Nebenstrecken, die trotz' aller nur möglichen 
k6st~rivermindernden Maßnahmen und auch bei Berück~ichtigtlng ihres 
Zubrihgerwertes 'fUr die übrigen Strecken unrentabel ~ind, entgegen 
ihren betriebswiitscha~tlichen Erw~gl.lll,gen· aus'yolkswirtscJ:iaftlichen 
und r'aumpoli tischen Not'wendigkeiten herausfortfü~ren. Man mU13si'ch 
darÜber ini klaren sein,' daß man bei' EinrichtUng ei!ner wirklich: 
selbstsnd:igeh und auf die Wi'rtschaftli~hkei t ihre'~ Ge~chäftsbe­
triebes ausgerichteten:Bundesbahnverwältung dieser einen Ausgleich 

.... "' - ". I' 
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4. Belastungen aus dem Titel der Beförderungspflicht..!. 
Das zu" Punkt 3) Gesagte gilt sinngemäß auch für die Beförde­

rungsp,flicht. Die gesetzliche Verpflichtung zur Beförderung von 
Person,en und Gijtern ist dann für die Eisenbahn eine Last, wenn ~Ü; 
eine BGförderung durchführen muß, obwohl diese naoh kaufmänniscf' .. ;'l \ 

Gesichtspunkten unwirtschaftlich ist. 
In welcher Höhe der aus· der Beförderungspflicht herriihrendc; 

Kostenanfall zu veranschlagen ist, kann nur durch sehr ins einz:.;::!.r>:; 
gehendeSonderuntersuchungen festgestellt werden. Es können hiebe~ 
nur Kosten in Frage kommen, die nicht schon bei aer Bemessung der 
Selbstkosten der Eisenbahn berücksichtigt wurden und in der Tarif?;"­
staltung ihren Ausgleich gefunden haben. Bei den Untersuchungen dar 
Deutschen Bundesbahn hat man die Mehrkosten der Reservehaltung am 
Transportvolumen allein auf mindestens 2 Prozent der Gesamtkosten 
geschätzt. 

5. Mittelbeschaffung für die Kosten des,Wiederaufbaues und de~ 
Investitionen • 

. e t 

Bei der Formulierung eines neuen 13unde,sbahngesetzes ist auch 
die komplexe Frage der Mittelbeschaffung für die laufende Erhaltung 
und Erneuerung ~er Anlagen und Fahrbetriebsmittel ebenso wie fi~ 

die Fertigstellung des noch lange nicht vollendeten Wiede,raufbaues 
des. Eise.p.bahnapparates zur Debatte zu stellen. Die hiedurch er';" 
wachsenden Kosten werden aus den laufenden Betriebseinnahmen hicht 
aufzubrin.gen sein, zumal infolge einer langjährigen ttberbeansprn­
chung sowie einer durch 'finanzielle Notlage verursachten Verna.ch­
lässigu~g auch noch ein größerer Nachholbedarf bei den Anlag''':l1 l':., 

Fahrbetr:tebsmi tteln und insbesondere beim Oberbau besteht. Wenn rri~;,n 

daran denkt. einem neuen Wirtscha:ttskörper die Verpflichtung aufzu" 
erlegen, auf eigene Kosten die Anlagen und Fahrzeuge zu erhalten, 
nachdem Stande der fortschreitenden Technik zu modernisieren und 
zu erneuern und darüber hinaus die notwendigen Wiederaufbauarbeiten 
nach den Zersttirungen des Krieges zu leisten, so muß gefordert werden, 
daß von vornherein.die Frage der Finanzierung für die vor~rwähnten 
Aufwendungen grundsätzlich geregelt wird. , . 

. Bei diese.!" Sachlage mUßte von de!! Österreichischen Bundesbahnen 
eine 'staatliche Hilfefeistung bei der Kapitalbeschaffung in An­
spruch genommen werden. Auch die vormaliget1ilternehmung österrei-

. . , , 

chisehe Bundesbaho"en hat eine derartige staatliche Hilf,:; erhalteri. 
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-' , 
Es galt der Grundsatz, daß für: produktive Investitionen der Zinsen-
dienst von den Österreichischen Bundesbahnen gatragen wird; für 
die Amortisation aber d~r Bund aufzukommen hat. Für unproduktive 
J.nvestitionen soll der Bund die gesamte Kapitallast auf sielt nehmen. 

Die Finanzierung wertvermehrender Investitionen im Rahmen eines 
Investitionsprogrammes und der in einem gesonderen Wiederei.ufbau­
programm festgelegten Wiederaufbauarbeit durch Anleihen aus öffent­
lichen Geldern oder durch die Inanspruchnahme des öffentlichen Geld­
makrtes mit staatlicher Garantie und mit ganzer,oder teilweiser Ver­
zinsung Und Tilgung zugunsten der Österreichischen Bundesbahnen muß 
bei der Bildung eines Wirtschaftskörpers als Minimalforderung ange­
sehen ,werden. Je~enfalls wäre bei Erstellung der Rechtsgrundlagen 
eines, zu schaffenden Wirtschaftskörpers eine klare Verteilung der 
Ausgaben zwischen dem Stac,te und der Unternehmung' zu treffen. 

Um gerechte Startbedingungen für die Unternehmung Österreichi­
sche Bundesbahnen neben dem Straßenverkehr zu schaffen, wird man' 
auch die Investitionen für den Straßenverkehr prüfen und fragen 
müssen, wie weit die Lasten dieser Investitionen vom Staate getragen 
0181" auf die Verl;:ehrsbenützer abgewälzt werden können. 

, 'Außerdem wir'd zu prüfen sein, in welchem Umfange auch in, öste. r -
reich der in Frankreich längst verwirklichte und in anderen euro~. 
päischen Eisenbahnländern aufgenommene Gedanke der Erhaltung der 
Fahrbahn durch den Staat zu einer Forderung der Österreichischen 
Bundesbahnen erhoben werden kann. 

6. Regelung 'der Pensionslasten. 
Eine schwerwiegende Beeinträchtigung der Wirtschaftsführuhg der 

österreichischen Bundesbahnen bilden die fremden Pensionslasten. 
Bei keiner anderen europäischen Eisenbahnverwaltung ist der Stand 
der Empfänger von Ruhe- und Versorungs~enüssen im Verhältnis zu den 
eigentlichen Gehalts-'und Lohnempfängern so, unnatürlich hoch wie bei 
den Österreichischen Bundesbahnen. Am 1.1.1955 standen 88.830 Pen­
sionsparteien 69.692 im Betrieb tätigen Bediensteten gegenüber. 

Die Ursache dieser unwirtschaftlichen und den Erfordernissen 
einer gesunden Sozialentwicklungdes Personalkörpers zuwid'erlaufeh­
den überbelastung der Österreichischen Bundesbahnen durch Zahlung 
'fon Ruhe- 'und Versorgungsgenüssen liegt in, ci,en genügend bekannten 
staatspolitischen Maßnahmen vergangener Jahre \:l.l1d in den noch be­
stehenden Auswirkungen der gewaltigen Beschneidung desösterreichi-
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schert Eisenbahnneztes durch den Zerfall der österreichisch-ungari­
sehen Monarchie und dem dadurch ausgelösten Rückströmen der deutsc1:'-, 
sprachigen österreichischen Eisenbahner in den Rumpfstaat. Hier muß 
eine durchgreifende Entlastung erfolgen, die nicht einer Verein­
barung zwischen dem Bund und der Unternehmung "Österreichische Bun­
desbahnen" überlassen werden, sondern im Bundesbahngesetz oder einem 
besonderen Gesetz geregelt werden müßte. Hiebei wäre hinsichtlich 
der bei der Errichtung der Unternehmung berei·ts bestehenden Versor­
gungsans'prüche untGr Ausschaltung der durch den Betrieb nicht ur­
sächlich bedingten Komponenten des derzeitigen Standes an Ruhe- und 
Versorgungsgenußempfängern eine normale Pensionslast zu errcchnof! und 
für die darüber hinausgehende tatsächliche Belastung eine B,~i t-:.'ng:o',­

leistung des Bundes vorzusehen. Die Unternehmung hätte sodann diese 
Normalpensionslast und den Aufwand für von- der Gründung der Unter­
nehmung an anfallende Versorgungsansprüche zu tragen. Aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung und der gleichmäßigen Behandlung des for­
sonals, das im österreichischen Eisenbahndienste VersorgungsansprUcht:: 
erworben hat, sollten alle Empfänger von Ruhe- und Versorungsgenüs­
sen im Stande der Unternehmung "Österreichische Bundesbahnen tI g,,,;-­

fUhrt werden. 
Eine zweite Möglichkeit bestünde darih, den "Österreichischon Bun­

des.bahnen tt für die Sicherung der Al ters-, Invaliden- und Hinter­
bliebenenversorgung ihrer Bediensteten lediglich die Zahlung der 

I 

Dienstgeberbeiträge zur gesetzlichen und zusätzlichen sozialen Ren-
tenversicherung als "Normalpensionslast" aufzuerlegen, wie sie auch 
einen privat~n Dienstgeber belasten. 

7. Koordination der verschiedenen V~~~szweige. 
Die Frage der Errichtung eines Wirtschaftskörpers "Österreichische 

Bundesbahnen" muß auch mit der übergeordneten Frage der Verkehrs­
koordinierung in Verbindung gebracht werden. Das Problem der wirt­
schaftlichen Gesundung der Österreichischen Bundesbahnen erschöpft 
sich nicht in der Umgestaltung ihrer Organisation und der Gewährung 
staatlicher Entschädigungen. Um einen Erfolg für die gesamte Volks­
wirtschaft zu erzielen t reichen solche Organisa-tionsänderungen und 
die damit verbundenen Maßnahmen der inneren Betriebsrationalisie-
rung sowie der Kostenausgleiche nicht aus. Es müssen zugleich alle 
geeigneten Maßnahmen zur Sicherstellung einer zufriedenstellenden 
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Koordination der verschiedenen Verkehrsarten im Sinne gleicher T1;".e-tt-­
bewerbsbedingungen getroffen werden. 

Wenn solcherart notwendige Vorsorgen für eine Schadloshaltung 
. der Österreichischen Bundesbahnen für ihnen auferlegte, sich un­
gU.nstig auf ihre Finanzlage auswirkende Lasten getroffen werden, 
so wird auch psychologischen Momenten Rechnung getragen, von deren 
Berücksichtigung viel für eine gerechte Beurteilung der Geschäfts­
führung bei den österreichischenBundesbahnenab~iingt. 

Der Lastenausgleich wird wesehtlich dazu beitragen können, die 
österreichischen Bundesbahnen in der öffentlichen Meinung von dem 
ungerechtfertigten Odium zu befreien, dauernd ein Zuschußbetrieb 
zu sein. Die österreichischen BUlfdesbahnen werden die ihnen gebiibren­
de Anerkennung um so eher finden, wenn ihre Jahresrechnung auf der 
Einnahmen- und der Ausgabenseite alle Leistungen der österreichischen 
Bundesbahnen und die hiera~f begründeten Kostenrechnungen mit größe­
rer Klarheit aufzeigt. Dann wird man auch um so eher bereit sein, 
den betriepswirtschaftlichen Geist in der Gcschäftsührung d.er Unt'er­

nehmung anzuerkennen. 
Die vorstehend in 7 Punkten angeführten Forderungen sind daher 

als die Mindestvoraussetzungen anzusehen, die für die Lebensfähig­
keit eines Wirtschaftskörpers "Österreichische Bundesbahnen" unab­
dingbar sind. 

111. :Oie Frage der Organisation eines selbsts.ndigen Wirts.chafts­
}törpers nÖsterreichis,che Bundesbahnen". 

Soll die Verselbständl.gung der Österreichischen Bundesbahn~~ 
Aussicht auf dauernden Erfolg haben, so müßten in organisatorischer 
Hinsicht folgende Fragen positiv gelöst werden: 

a) Administrative und finanzielle Selbständigkeit des Unt.~r­
nehmens. 

Die österreichischen Bundesbahnen sind heute vom Bundeskanzler­
amt i~ personeller und vom Finanzministerium in finanzieller Hinsicht 
wei tgehend abhängig. Diese Ressorts wirken auf Grund der d.urch ver­
schiedene Gesetze und Vorschriften den österreichischen Bundes­
bahnen heute auferlegten Bindungen an verwaltungsmäßigen und finanz-
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wirtschaftlichen Maßnahmen der Österreichischen Bundesbahnen mit. 
Trotz des Verständnisses, das die Vertreter dieser Ressorts in 

, , 

Fragen der Eisenbahn zeigen, bleibt eine stark hemmende ~irkung 
dieser Bindungen auf die planmäßigen Vorkehrungen für die Durplq.­
führung eines Eisenbahnbetriebes und überhaupt auf die Schlagkraft 
der Betriebsverwaltung bestehen. Daß dies die Gefahr von Verzöge­
rungen in der Durchführung notwendiger Maßnahmen mit sich bringt, 
liegt auf der Hand. Dies gilt insbesondere dann, wenn zeitraubende 
Aufklärungen über die durch die Natur der Eisenbahn bedingte Eigen­
art einer Eisenbahnbetriebsverwaltung und die hieraus entspringen­
den besonderen Anforderungen gegeben werden müssen. Auf die Ein­
räumung einer administrativen und finanziellen Selbständigkeit der 
Österreichischen Bundesbahnen durch die Aufhebung der erwähnten 
Bindungen kann deshalb nicht verzichtet werden. 

Besonders die Einräumung der finanziellen Selbständigkeit 
ist eine notwendige Voraussetzung ddr Errichtung einer wirklich 
selbständigen und auf die wirtschaftliche Natur ihres Geschäftsbe­
triebes ausgerichteten staatlichen Eisenbahnverwaltung. Man wird 
den Östßrreichischen Bundesbahp.en diese selbständigkeit um so eher 
einräumen können, als es sich hier um ein v~rstaatlichtes Unternehmen 
handelt, dessen Verwaltung 'sich auf die gute Tradition des öster­
reichischen Eisenbahnberufsstandes stützen kann und deren leitende 
Beamte stets bewiesen haben, daß sie gemeinnüt~ig und zugleich kauf­
männisch zu denken und zu handeln verstehen. 

b) Trennung von Hoheits- und Wirtschaftsverwaltunß. 
Die Errichtung eines selbständigen Wirtsc~aftskörpers Öster·· 

reichische Bundesbahnen bedeutet auch das Herauslösen der Betriebs­
verwaltung aus dem Rahmen der allgemeinen Staatsverwaltung. Dies 
wird dann eine bessere Gewähr für eine betriebswirtschaftliche Ge-

, 
schäftsführung bieten, wenn die Trennung zwischen der Eisenbahn-
hoheitsverwaltung und der Geschäftsführung der Österreichischen 

'Bundesbahnen in der Weise durchgeführt wird, daß die letztere von 
Organen kraft eigenen Rechtes ausgeübt wird, die alle'in für die Ge­
barung der Unternehmung nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
und entsprechend der Zweckbestimmung der Staatsbahnen verantwort­
lich ,sind. 
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Die Männex- in der obersten Geschäftslei tung der Unterw:;hmung 
können sich dann mit der ganzen Kraft ihren Aufgaben im Dienste 
der Unternehmung widmen und sind in ihrer Entscheidungsfreiheit 
in kaufmännischen Belangen nicht durch Rücksichten auf die Wahr­
nehmung von Aufgaben der Hoheitsverwaltungbeeinflußt. 

Die Errichtung einer dadurch notwendigen besonderen Stelle für 
die Hoheitsverwaltung im Bundesministerium für Verkehr und ver­
staatliche Betriebe mit eigener Leitung, deren sich der Bundesmini­
ster bei der Wahrnehmung d~r HoheitsT und Aufsichtsrechte auf dem 
Gebiete des Eisenbahnwesens bedient, würde nicht unbedingt einen 
Mehrb'2darf an Personal mit 'sich bringen.' Einzelne Agenden der 
Hoheitsverwaltung, in denen die Österreichischen Bundcßbahnen nicht 
als Partei erscheinen oder. die von geringer Bedeutung sind, könnten 
nämlich zur auftragsweisen Sachbearbeitung an bestimmte Fachleute 
der Österreichischen Bundesbahnen übeDtragen werden •. 

ö) Schaffung .eines Verwaltungsrates. 
:Sin€ Loslösung der Österreichischen Bundesbahnen aus der allg;~­

meinen Bundes1terwaltung würde die Frage der Einrichtung eines Vcr­
wal tungsrates aufwerfen. ·Bei den autonomen Staatsbahnverwal tungen 
sind in verschiedenen Formen Gremien eingerichtet, um Vertrl::,tern 
der am Verkehrswesen besonders interessierten I~eise die Möglich­
keit einer Beratung oder auch verbindlich baschließenden Begut­
achtung in wichtigen Angelegenheiten der Eisenbahnverwaltung ZU 

geben. 
Die Rechte des Verwaltungsrates müßten jedenfalls in einem ge­

nauen Zuständigkeitskatalog festgehalten werden. 

d) Organisation des Vorstandes des Wirtschaftskörpers. 
Wenn man mit der Verselbständigung der Österreichischen Bundes .... 
bahnen eine eigene Geschäftsleitung schaffen will, so muß die Frage 
geklärt werden, ob diese, der Vorstand, monkratisch und präsidial 
oder nach dem Kollegialsystem organisiert wird • 

. fiber die Frage, welchem System der Vorzug zu geben ist, ist 
schon viel diskutiert worden. Die Verfechter des Präsidialsystems 
verweisen darauf, daß es mit Erfolg angewendet worden se~ und sehen 
die Vorteile der Leitung durch eine einzelne Persönlichkeit darin, 
daß sie eine sch~räftige und die einzelnen ·Dienstzweige straff 
zusammenfassende Geschäf:ts~ührung verbürgt. 
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nie Anhänger des KollegialsystellS sind hingegen der Ansicht, 
daß die für die Führung eines großen Eisenbahnunternehmens not­
wendigen Qualitäten so vielfältig und die lAnforderungen so groß 
seien, daß eine einzelne Person nicht alles bewältigen könne. 
Die Gleichstellung der Mitglieder desnir~ktoriums nach dem Kolle­
gialsystem sei notwendig, dam! t hochqualifizierte Kräfte ,gewonnen 
werden können. 

IV. SiCherung der Rechte der Bedienst,eten und Pensionisten der 
Österreichischen Bundesbahnen. 

I 

nie Lösung aller im vorhergehenden aufgeworfenen Fragen ist 
zweifellos Voraussetzung für jedwege Organisationsänderung mit dem 
Ziele, eine'n lebensfähi~en Wirtsoha1'tskörper zu errichten. Die 
Schaffung eines Wirtschaftskörpers ttÖstel.'reichische Bundesbahnen" 
darf jedoch kej.nesfalls eine Vers'chlechterung der dienst- und· sozial­
rechtlichen Lage des Bundesbahnpersonals bedeuten. Es ist bekannt, 
daß die Österreichischen Bundesbahnen seit 1945 ihre Personalstände 
ständig reduzierten~ gleichzeitig abe,r ihre Leistungen von Jahr Z'..l 

Jahr gest~d.ge'rt :haben,Di'ee istil1:"ei'tein Maße 'dem' VerantwOrtungs­
bewußtsein des Personals und seiner Personalvertretung zu danken. 
Es ergibt 'sich 'daraas dieselbetve'rst'ändlicneForderung, daß auch 
nach Schaffung eines selbständigen '''.'i,rtschaftskörpersd1e Gewähr 
für eine gute l'crsonalptlege gegebel\ seift muß. Eine solche'Um';" 

. • . I 

stellung darf nicht zum Anlaß geno..man werden, um die Rochteder 
Bediensteten, sei es der Aktiven ~d6r der Pensionisten, anzUgrei­
fen oder das Mi tsprachetecht 'der PeraOlullvertretung auszuschalten. I 

.: . 
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